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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 7. Oktober 1955 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 147. Sitzung 
am 7. Oktober 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 29. September 1955 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Arbeitsgerichts- 
gesetzes 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem sich aus der Anlage ergebenden 
Grunde einberufen wird. 


gez. von Hassel 


Bonn, den 7. Oktober 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 30. September 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


von Hassel 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Di. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Buiidesrat 


Anlage 


Änderungsvorschläge 
zum Gesetz zur Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 


In Art. I Nr. 2 (§ 20 Abs. 1 Satz 2) sind die 
Worte 

„ , selbständigen Vereinigungen von Arbeit- 
nehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung“ 
zu streichen. 

Entsprechend sind Art. I Nr. 4 (§ 23 Abs. 2) 
und Nr. 5 (§ 25 Abs. 2 Satz 2) zu streichen. 

Begründung 

Die Arbeitnehmervereinigungen mit sozial- 
oder berufspolitischer Zwecksetzung, die 
nicht Gewerkschaften sind, sind im Arbeits- 
gerichtsgesetz nur zur Prozeßvertretung zu- 
gelassen (§11 a. a. O.). Bei den mit der Be- 
rufung von Arbeitsrichtern und Landes- 
arbeitsrichtern zusammenhängenden Fragen 
hat man beim Erlaß des Arbeitsgerichts- 


gesetzes von der Einbeziehung der Vereini- 
gungen abgesehen, und zwar in bewußtem 
Gegensatz zu § 14 des Sozialgerichtsgesetzes. 
Ausschlaggebend war hierfür die Anpassung 
an die Vorschriften des Tarifvertragsgesetzes. 
Tariffähig im Sinne des § 2 des Tarifvertrags- 
gesetzes sind nur Gewerkschaften, Arbeit- 
geber und Arbeitgeberverbände, nicht aber 
Arbeitnehmervereinigungen ohne gewerk- 
schaftlichen Charakter. Die Hinzuziehung 
von Beisitzern aus den Kreisen der Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber bei den Arbeits- 
gerichten hat ihren gesetzgeberischen Grund- 
nicht zuletzt darin, daß die Organisations- 
vertreter Ihre Erfahrungen bei der Aus- 
legung von Tarifverträgen zur Rechtsfin- 
dung beisteuern können. In dieser Beziehung 
legitimiert sind aber nur die Vertreter der 
Im Tarifvertragsgesetz genannten Organisa- 
tionen. 
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